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Geschéftsnummer:
4 Ws 98/06

1 KLs 15 Js 12793/04
LG Tibingen

15 Js 12793/04

StA Tubingen

Oberlandesgericht Stuttgart

- 4. Strafsenat -

Beschluss

vom 25. April 2006

in der Strafsache gegen

Dr. Matthes Peter Haug
geboren am 02. Januar 1960 in Grotzingen,
wohnhaft in 72074 Tibingen, Schénbuchstrale 10,

wegen Amtsanmalung u.a.

Die sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft gegen den Beschluss des Land-
gerichts - groBe Strafkammer - Tubingen vom 28. Februar 2006 wird als unbe-

grindet

=

verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens sowie die dem Angeklagten insoweit ent-
standenen notwendigen Auslagen werden der Staatskasse auferlegt.


Klaus_S1
Notiz
Wie kann das Gericht Haug anklagen und Feig außen vor lassen? ohne Feig in der Anklage mit aufzuführen?

Klaus_S1
Notiz
Dann sind alle Prozesse in gleicher Sache wie Adlerkrieg von Wenzel und Co.nichtig. Amtsanmaßungen wie bei Olaf Opelt und Co müssen dann wieder aufgerollt werden.


Die Staatsanwaltschaft TUbingen erhob am 11. Oktober 2005 Anklage gegen
Dr. Haug und Feig zum Amtsgericht - Strafrichter - Tabingen. Sie wirft Dr. Haug in
den Anklagepunkten 1. bis 58. jeweils Amtsanmalung und in den Anklagepunkten
57. bis 64. ieweils Betrug im besonders schweren Fall in Tateinheit mit Amtsan-
maBung vor, bei den Anklagepunkten 57. und 62. bis 64. gemeinschaftlich began-
gen mit Feig%iesem lastet die Staatsanwaitschaft in den Anklagepunkien 57. und
62. bis 64. gemeinschaftlich begangenen gewerbsmaligen Betrug an. =

Dr. Haug soll sich laut Anklagepunkt 1. am 20. August 2005 auf der von ihm be-
tricbenen Internetseite www.Deutsches-Reich-heute.de als ,Reichspréasident” des
Deuischen Reiches und ,Prasident der Nationalversammiung” bezeichnet haben,
wobei er die Weiterexistenz des Deutschen Reiches und die Nichtexistenz der
Bundesrepublik Deutschland behauptet habe. Im Ankiagepunkt 2. wird tihm ange-
lastet, als .Prasident des Deutschen Reiches® am 28. November 2004 in Dunnin-
gen die ,2. Nationalversammiung“ des Deutschen Reiches abgehalten, mehrere
JMinister” und ,Staatssekretdre” vorgestellt und vereidigt sowie eine Emennungs-
urkunde zum ,Staatssekretdr des Reichsministeriums der Justiz® ausgestellt zu
haben. In den weiteren Anklagepunkien 3. bis 56. soll er als ,Reichsprasident” und
Betreiber der ,Zentrale Meidestelie Tlibingen des Deutschen Reiches” an seinem
Wonhnsitz in T(bingen-Bebenhausen jeweils Personalausweise und/oder Fiihrer-
scheine des ,Deutschen Reiches” ausgestellt und verduBert haben. Dem im Inter-
net eingesteliten Antragsformular sei der Hinweis beigefugt gewesen, dass Biirger
des Staates ,Deutsches Reich“ der Bundesrepublik Deutschland exterritorial ge-
geniiber stehen und damit nicht den Behorden und der Gerichisbarkeit der Bun-

desrepublik Deulschland unterstehen.

Wegen des besonderen Umfangs und der besonderen Bedeutung des Falles
(§ 24 Abs. 1 Nr. 3 GVG) legle das Amtsgericht mit Beschluss vom 02. Februar


Klaus_S1
Notiz
Warum wurde diese Anklage der Staatsanwaltschaft dann nicht auf Steuerhinterziehung mit ausgelegt???
Wenn es sich um "Spenden" gehandelt haben sollte, müßte Haug eine Stiftung haben! Hat Haug eine Stiftung und ist damit gemeinnützig für die Reichsdeutschen?

Klaus_S1
Notiz
Wo ist die Anklageschrift gegen Feig?

Klaus_S1
Notiz
Völlig falsche Behauptung, die BRD besteht, nur das GG hat keinen Wirkbereich (BRD) mehr durch die Löschung des Art. 23 GG.

Klaus_S1
Notiz
Stimmt das so?
Ich dachte immer das Reichsdeutsche
Personenausweise haben.


2006 die Akten dem Landgericht gemaR § 209 Abs. 2 StPO zur Entscheidung vor.
Dieses verneinte mit dem angefochtenen Beschluss eine eigene Zusténdigkeif, da
es sich weder um ein Verfahren besonderen Umfangs noch um ein Verfahren be-
sonderer Bedeutung handele. Es liet die Anklage hinsichtiich Feiggﬂmeinge-
schrénkt und hinsichtlich Dr. Haug teilweise zu (Anklagepunkte 57. bis 64.) und
ersffnete insoweit das Hauptverfahren vor dem Amtsgericht - Strafrichter - TUbin-
gen. Im Ubrigen lehnte es bezliglich Dr. Haug die Eréfinung des Hauptverfahrens
aus rechtlichen Griinden'ab (Anklagepunkte 1. bis 56.). Gegen die teilweise Nicht-
eréffnung richtet sich die zuldssige sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft.

2:

Das Rechtsmitte ist nicht begrindet. Eine Verurteilung von Dr. Haug wegen Amts-

anmalung scheidet aus rechtlichen Grinden zsu.:s.EJ

a) Die Anklage geht in den Anklagepunkten 1. bis 56. davon aus, dass Dr.
Haug jeweils beide Handlungsalternativen des § 132 StGB erfiillt hat. Tat-
sachlich stehen diese jedoch in einem Spezialitatsverhaltnis mit Vorrang
der ersten Handlungsform, bei der das Auftreten des Taters als angebli-
cher Amtsirager als bestimmendes Merkmal den Sachverhalt unter €inem
besanderen Gesichispunkt aus dem umfassenderen Anwendungsbereich

der zweiten Alernative heraushebt (LK-von ‘Bubnoff, StG8, 11. Aufl,
§ 132 Rn. 24, 41). Vorliegend kommt deshalb in den Anklagepunkten 1.

und 2., bei denen sich der Angekiagte jeweils mit der Auslibung eines &f-
fentlichen Amtes befasst haben soll, allenfalls eine Strafbarkeit gemaf
§ 132 1. Alt. StGB in Betracht, wahrend sich in den Anklagepunkten 3. bis
56. eine mogliche Strafbarkeit nach § 132 2. Alt. StGB richtet. In diesen
Anklagepunkten soll der Angeklagte, ohne eine Amtsinhaberschaft vorzu-
tauschen, durch das Ausstellen und Veraulern von Flhrerscheinen und
Personalausweisen eine Handlung vorgenommen haben, die nur kraft 6f-
fentlichen Amtes vorgencmmen werden darf.@


Klaus_S1
Notiz
Wo ist diese Anklage und das Urteil gegen Feig?

Klaus_S1
Notiz
was sind das hier für rechtliche Gründe?
Wo sind die Anklagepunkte im ganzen nachzulesen?

Klaus_S1
Notiz
Alle vorherigen Urteile müssen neu aufgerollt werden.

Klaus_S1
Notiz
Man(n) könnte diese Ausweise aber als Mitgliedsausweis für einen Verein oder ähnliches verwenden


b)

Die so bezeichneten Amter eines ,Reichsprasidenten®, ,Praside der
Nationalversammiung” oder ,Prasidenten des Deutschen Reichs‘%kla—
gepunkte 1. und 2.) stellen keine &ffentlichen Amter im Sinne des § 132 1.
Alt. SIGB dar. Schutzzweck dieser Norm ist ausschlieBlich die staatliche
Autoritat und das Ansehen des Staatsapparates, die beeintrachtigt wer-
den, wenn amtliche Tatigkeit von Unbefugten ausgeiibt und dadurch der
Eindruck erweckt wird, als lagen Amtshandiungen vor, die in Wahrheit
nicht unter der Kontrolle der staatlichen Organe zustande gekommen sind
(h.M., vgl. BGHSt 3, 244; S/S-Cramer/Sterberg-Lieben, StGB, 27. Aufla-

ge, § 132 Rn. 1 mw.N.). Hieraus folgt, dass es sich stets um inléndigbg@
Dienststellungen handein muss, also um Titigkeiten, die auf einem be-
stimmten Amts-, Dienst- oder Auftragsverhaltnis zu einer 6ffentlichen Stel-
le beruhen und deren Trager nach deutschem Bundes-, Landes oder
Kommunalrecht zu ihren Aufgaben bestellt sind (LK a.a.0. Rn. 10;
MinchKommStGB-Hohmann, § 132 Rn. 8). Damit kommt in erster Linie
die Auslibung einer Tatigkeit als Organ der Staatsgewalt im unmittelbaren
oder mittelbaren Dienst von Bund, Landern und Gemeinden sowie von
Korperschaften und Anstalten des dffentlichen Rechts in Betracht, bei
letzteren, soweit sie der Erfillung staatlicher Aufgaben dienen (Trénd-
le/Fischer, StGB, 53. Auflage, § 132 Rn. 3 m.w.N.). Wegen des Charak-
ters des Tatbestandes als abstrakten Gefahrdungsdelikts ist es dabei un-
beachtlich, ob der Adressat die fehlende Befugnis durchschaut (LK a.a.0.
Rn. 6). Dartber hinaus kénnen aber grundsatzlich auch nicht existierende
Amter von dem Tatbestand der AmtsanmaBung erfasst werden, allerdings
nur, wenn durch die Inanspruchnahme des ,Amtes" auf die Ausiibung ho-
heitlicher bzw. staatlicher Funktionen hingewiesen wird und der Betroffe-
ne den Eindruck vermittelt bekommt, dass sich das Handeln des rs
auf Grund des angemalten Amtes als ein hoheitliches (deutsches) Han-
dein darstellt (LK a.a.0. Rn. 14; MinchKommStGB a.a.0. Rn. 13; S/S

a.a.0. Rn. 4),

.Reichsprasident®, ,Prasident des Deutschen Reiches" und ,Prasident der
Nationalversammliung® bezeichnen keine in der Bundesrepublik Deutsch-


Klaus_S1
Notiz
wenn die Staatsanwaltschaft mit dieser Klage durchgekommen wäre würde Haug der "BRD" Präsident sein. Die Staatsanwaltschaft unterstellt also, das die "BRD" identisch mit dem deutschen Reich ist. Ignoriert also das 1973 Ver"fassungs"gerichtsurteil.

Klaus_S1
Notiz
in den Grenzen von 31.12.1937.
ABER, was ist mit den deutschen Gebieten außerhalb von 1937???

Klaus_S1
Notiz
Das bedeutet aber auch, dass hier der "BRD" oder Reichsadler gemeint sein muß, da sonst das Gericht anders entscheiden müßte


land vorhandenen Amter ader Funktionen. Sie weisen auch nicht auf exi-
stente und von § 132 StGB geschiitzte inlandische Sffentliche Amter hin,
beispielsweise das des Bundesprasidenten. Gerade wegen der ,besonde-
ren Vergangenheit Deutschlands” - worauf die BeschwerdefUhrerin ab-
hebt - werden diese Bezeichnungen von einem unbefangenen Empfanger
nicht mit dem heutigen deutschen Staat, sondern mit der Weimarer Re-
publik und dem Deutschen Reich in Verbindung gebracht. Es ist deshaib
auszuschlieRen, dass sich das Aufireten des Angeklagten unler einer der
genannten Bezeichnungen einem objektiven Betrachter als ein hoheitl-
ches Handeln eines bundesdeutschen Amtstrigers darstelit™

Eine Ausweitung des § 132 StGB auf Amtsbezeichnungen, die erkennbar
und unverwechselbar fritheren Zeiten zuzuordnen sind, verbietet%llch. Die
Staatsanwaltschaft begrindet ihre Beschwerde damit, dass zwischen
dem Deutschen Reich und der Bundesrepublik Deutschland eine Subjekt-
identitst Bestehe. nach der die Bundesrepublik nicht iiber eine andere
Staatsgewalt als das Deutsche Reich sondern Uber die fortbestehende
deutsche Staatsgewalt verfuge. Deswegen nehme der Angeklagte bei
seinem Auftreten beispielsweise als ,Reichsprasident” diese fortbeste-
hende - und damit auch gegenwirtige - deutsche Staatsgewalt in An-
spruch, auch wenn er sich nicht gleichzeitig ein Amt der Bundesrepublik
Deutschland anmaBe. Jedoch leiten sich die hoheitlichen Befugnisse ei-
nes Amtstragers im Sinne des § 132 StGB nicht aus einer vom Deutschen
Reich auf die Bundesrepublik fortbestehenden Staatsgewalt,%ondem von
Organen der gegenwdrtigen Staatsgewait ab, in deren Dienst dieser mit-
telbar oder unmitteloar steht. Wie bei den Amtern der EU oder supranati-
onaler Organisationen, die nach Ubereinstimmender Ansicht (val. etwa
TrondlefFischer 2.2.0. Rn. 4 mw.N.) nicht von § 132 StGB erfasst wer-

den. wire eine solche Ausweitung vom Tatbestand des § 132 StGB nicht
gedeckt.

In den Anklagepunkten 3. bis 56. wird dem Angeklagten die unbefugte
Ausstellung und Verﬂuﬁerung%on Fuhrerscheinen und Personalauswei-


Klaus_S1
Notiz
Alle Prozesse der Reichsdeutschen müssen nach dieser Ausführung neu aufgerollt werden

Klaus_S1
Notiz
das muß man sich auf der Zunge zergehen lassen: verbietet sich!!!!!

Klaus_S1
Notiz
welches Gedankengut steckt hinter dieser Aussage? Steckt Haug mit der Staatsanwaltschaft unter einer Decke?
Haug wäre zwangsläufig "deutscher Präsident.

Klaus_S1
Notiz
hier steht zwischen den Zeilen, das wir nach Staatsanwaltschaft Reichsdeutsche sind.

Klaus_S1
Notiz
Hochinteressante Aussage:
Wer könnte die Staatsgewalt desdeutschen Reichs ausüben?
Hitler, dann der Stellvertreter und wer dann?

Klaus_S1
Notiz
das wäre ein Ding wenn mit "dieser" Haug gemeint wäre. Vor allem wenn man überlegt in welchem Dienst er dann stände.

Klaus_S1
Notiz
Geld wird eingenommen und nicht verbucht. Steuern eingenommen und nicht verbucht oder nachgewiesen für die Verwendung dieser Steuern. "BRD" oder Reichssteuern spielen dabei keine Rolle. Für mich ist das so oder So "Steuerhinterziehung"


sen vorgeworfen, ihm also zur Last gelegt, dass er Handlungen begangen
hat, die ausschlieBlich Amtstragern vorbehalten sind. Fur die Tatbe-
standsverwirklichung ist es zwar wegen des Delikischarakters des § 132
SIGR als abstraktes Gefshrdungsdelikt ohne Belang, ob der Betroffene im
Einzelfall die fehlende Befugnis des Taters zur Vornahme dieser hoheitli-
chen Tatigkeit erkennt. Dies gilt jedoch nicht, wenn, wie vorliegend, die
vorgeworfene Tatigkeit fur jedemmann ersichtlich so weit von einer norma-
len staatlichen Téatigkeit abweicht, dass der Eindruck legalen staatlichen
Handeins unter keinen Umstanden entstehen kann LK a.a.0. Rn. 13). Es
fehlt dann an der abstrakten Gefshrdung und damit an der Tatbe-
standserhieblichkeit (vgl. Senatsbeschluss vom 17. August 2004 - 4 Ws
218/2004; MinchKomm$StGB a.a.0. Rn. 3).

Fiir die Frage, ob der Angeklagte nach dem &ueren Anschein hoheitliche
Tatigkeit ausgetibt hat, ist aus Sicht eines unbefangenen Beobachters un-
ter dem Gesichtspunkt der Verwechselbarkeit zu prifen, ob und inwieweil
die van ihm hergestellien Fihrerscheine und Personalausweise den ami-
lichen Fuhrerscheinen und Personalausweisen der Bundesrepublik ent-
sprechen (BGHSt 40, 8). Auch wenn insoweit nicht erforderlich ist, dass
sie in allen Punkten der fiir die amilichen Dokumente vorgeschriebenen
Form geniigen, und es ausreicht, dass sie nach dem gufleren Anschein
_amtlich* wirken, scheidet § 132 2. Ali. StGB wegen fehlender Verwechs-
lungsgefahr aus, wenn wesentiiche Inhaits- oder Formerfordernisse nicht
gewahrt sind, deren Fehlen die Wirksamkeit echter amtlicher Schriftstiicke
beeintrichtigt (MiinchKommStGB a.a.0. Rn. 20). So liegt es hier, Auch
wenn die vom Angeklagten ausgesteilten Fishrerscheine und Personal-
ausweise in ihrer 4uleren Aufmachung eine gewisse Ahnlichkeit mit den
entsprechenden bundesdeutschen Dokumenten aufweisen, so {tberwie-
gen doch die Elemente, aus denen der unbefangene Betrachter sagleich
unzweifelhaft ihren nichtamtlichen Charakter erkennt. Abzustellen ist da-
bei maRgeblich auf die in beiden Dokumenten zentral und in einer heute
uniiblichen Schriftart des Deutschen Reiches angebrachten Ausstellerpe-
zeichnung ,Deutsches Reich”, die es auf den ersten Blick deutlich


Klaus_S1
Notiz
Der Freibrief des Gerichts für Haug
`s Geldgeschäfte!!!!!
Damit eröffnet das Gericht zumindest Haug die Möglichkeit weiter illegal Steuern und Gelder anzufordern.

Klaus_S1
Notiz
Dann kann jeder Geld drucken und die Sicherheitsmerkmale weg lassen. Somit macht man sich nicht strafbar.


d)

macht, dass es sich eben nicht um amtliche Dokumente%andeit. Auch der
als Aussteller bezeichnete ,Polizeiprasident in GroB3-Berlin® Jasst keinen
Zweitel daruber autkommen, dass diese Flhrerscheine und Personalaus-
weise nicht von hierzu befugten amtlichen Stellen%usgestellt sind. In dem
auf der Ruckseite unter ,Bemerkungen® angebrachten Passus wird liber-
dies, zwar rechtlich unzutreﬁend,@ aber ausdrucklich darauf hingewiesen,
dass ,... der Inhaber dieses Flhrerscheins bzw. dieses Personalausweises
... der Gerichtsbarkeit ... der USA%nterliegt ... und der Gerichtsbarkeit der
Bundesrepublik Deutschland ... exterritorial gegeniber (steht)*, so.dass
sich spétestens hieraus jedem objektiven Beobachter die offenkundige
Nichtamtlichkeit erschlieft.

Eine anderweitige Strafbarkeit des Angeklagten ist insoweit nicht ersichtlich,

Eine Ahndung wegen einer Ordnungswidrigkeit scheidet ebenfalls aus.
Zwar kommt in Betracht, dass der Angekiagte in den Anklagepunktsn 3. bis
56. jeweils eine Ordnungswidrigkeit nach § 124 OWIG (unbefugte Benut-
zung des Bundesadlers) begangen hat. Eine solche wére jedoch verjéhrt.@
(Verjahrungsfrist sechs Monate, [wruesmmie  §, 31 Abs. 2 Nr. 4 QWIiG), Die
Beendigung der Tat (§ 31 Abs 3) ist mit Herstellen des ,Do-
Kumentes® eingetreten und j:ni et GEbrauch,

Niemeyer Wendler Baisch
- Dr. Niemeyer - - Wendler - - Baisch -
Vors. Richter am OLG Richter am OLG Richterin am LG

Ausgefertigt:

St'utig&rt, den b e i“-‘iai zuﬂﬁ
Urkundsbeamtin der Geschafts-
stelie des|Oberiandesgerichis

Justizangestellte



Klaus_S1
Notiz
Im Umkehrschluss würde JEDES Dokument dann NICHTIG sein, wo "deutsches Reich" draufsteht

Klaus_S1
Notiz
So ist es!
Der Alliierte Kontrollrat könnte für das gebiet in den Grenzen vom 31.12.1937 das machen und für ganz Berlin die Oberkommandantura.
Wer oder was ist für das deutsche Gebiet außerhalb von 1937 zuständig? Welche Rechte?

Klaus_S1
Notiz
RICHTIG! was das gericht hier feststellt.
Für ganz Deutschland ist NUR die Hohe Alliierte Kommision zuständig. Die USA könnte in ihrer Wirtschafts- und VERWALTUNGSZONE was machen, ABER nie für alle "DEUTSCHEN".
Das "Vermeintliche Ernennen" von Reichsdeutschen kann somit max. auf dem Gebiet der alten "BRD" gelten. Was aber auch nicht stimmt wenn man weiter "schürft".

Klaus_S1
Notiz
Das Grundgesetz ist durch den Überleitungsvertrag das indirekte Kriegsrecht der USA. Somit unterliegen Deutsche in der alten BRD immer der direkten (SHAEF) oder indirekten (GG) Gerichtsbarkeit der USA.

Klaus_S1
Notiz
Der Freibrief für Geldgeschäfte

Klaus_S1
Notiz
damit müssen alle Rechtsfälle der anderen Reichsdeutschen abgeändert werden

Klaus_S1
Textfeld
Ab heute werde wohl alle die Daten 
ihrer Pariere neu überdenken




